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Einleitung 

"Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu überwachen". Diese For-
mulierung des § 111 Abs. 1 AktG, die man wohl als die zentrale Norm im 
Bereich der Vorschriften über den Aufsichtsrat bezeichnen kann, war immer 
wieder Gegenstand der Diskussion und ist es heute noch. Vor allem in neu-
erer Zeit schwenkt der Blick immer häufiger vom Vorstand zum Aufsichts-
rat: im Zusammenhang mit Unfernehmenszusammenbrüchen richtet sich 
der Vorwurf des Versagens vermehrt an das Überwachungsorgan;l es drängt 
sich die Frage auf, ob der Aufsichtsrat bei ordnungsgemäßer Wahrnehmung 
seiner Aufgaben Schaden hätte verhindern können. 

Angesichts dessen bedarf die Position des Aufsichtsrats im Verwaltungs-
system der Aktiengesellschaft und dabei insbesondere sein Verhältnis zum 
Vorstand einer kritischen Überprüfung. Es reicht nicht aus, wenn das Über-
wachungsorgan in größeren Abständen der Geschäftsführung des Vorstands 
- im wesentlichen pro forma - seinen Segen erteilt und die Mitglieder im 
übrigen ihren Hauptberufen ihre gesamte Energie widmen. Auch das Auf-
sichtsratsamt erfordert Aktivität. Aus diesem Grunde ist es erforderlich, die 
Pflichten des Aufsichtsrats detailliert und unter Umständen sogar neu zu 
bestimmen. So stellt sich zunächst die Frage nach der Existenz allgemeiner 
Verhaltensmaximen für die Aufsichtsratstätigkeit. Im Anschluß daran wird 
eine Vielzahl einzelner Fragen zum Inhalt der Aufsichtsratspflichten zu 
erörtern sein. Die immer komplizierter werdenden Abläufe in den Unter-
nehmen geben Anlaß, zu überlegen, ob bzw. unter welchen Voraussetzun-
gen der Gesamtaufsichtsrat oder einzelne Aufsichtsratsmitglieder außen-
stehende Berater zur Verbesserung der Überwachung heranziehen können 
oder müssen. 

Besonderes Augenmerk liegt aber auf den Einwirkungsmöglichkeiten des 
Aufsichtsrats gegenüber dem Vorstand. Mit ihnen steht und fällt die Bedeu-
tung des Aufsichtsrats innerhalb der Aktiengesellschaft. Es wird zu unter-
suchen sein, welche Einwirkungsmittel dem Aufsichtsrat im einzelnen zur 

1 Vgl. beispielsweise die Diskussion um die Krisen der co-op AG (Der Spiegel 
Nr. 47/1988, S. 114 CC., und Der Spiegel Nr. 48/1988, S. 112 CC.) und der Harpener AG (FAZ 
vom 23. August 1991, S. 16). 
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Verfügung stehen. Außerdem ist zu prüfen, ob sie lediglich ein Recht des 
Aufsichtsrats darstellen oder unter bestimmten Voraussetzungen auch zu 
einer Pflicht erstarken. Neben den klassischen Einwirkungsmöglichkeiten, 
die das Aktiengesetz ausdrücklich vorsieht, könnten vor allem Leistungskla-
gen des Aufsichtsrats gegen den Vorstand zum Zwecke einer allgemeinen 
Verhaltenskontrolle im Bereich der Primärpflichten zu einer Effektivierung 
der Überwachung führen. In diesem Zusammenhang sind eine Vielzahl 
dogmatischer und praktischer Fragen zu beantworten. Ein weiterer Schritt 
könnte die Zulassung einer Klagebefugnis einzelner Aufsichtsratsmitglieder 
gegen den Vorstand sein. Hier gilt es jedoch gleichzeitig, die Grenze der 
Eigenverantwortlichkeit des Vorstands nicht zu überschreiten und damit das 
System der Funktionentrennung innerhalb der Aktiengesellschaft aus den 
Angeln zu heben. 

Ausgangspunkt der Untersuchung ist § 111 Abs. 1 AktG: "Der Aufsichts-
rat hat die Geschäftsführung zu überwachen". Hinter dieser Formulierung 
verbergen sich drei große Problembereiche. Der erste Bereich umfaßt die 
Frage nach dem Träger der Überwachungspflicht, der zweite Bereich die 
Frage nach dem Objekt der Überwachung. Der dritte und zugleich umfang-
reichste Problembereich betrifft die genaue Bestimmung der Art und Weise 
der Überwachung. In diesem Zusammenhang ist nicht nur die Überwachung 
gemäß § 111 Abs. 1 AktG zu untersuchen. Inhalt der Prüfung sind ebenfalls 
in anderen Normen2 geregelte Pflichten des Aufsichtsrats, die auch zur 
Überwachungsaufgabe gehören. 

2 Vgl. etwa die §§ 84,171 AktG. 



Erster Teil 

Träger der ÜbelWachungspflicht 

Bevor es gilt, den Inhalt der Überwachungspflicht zu konkretisieren, stellt 
sich die Frage nach dem Träger dieser Überwachungspflicht. In Betracht 
kommt zum einen der Aufsichtsrat als Organ, aber auch die einzelnen Auf-
sichtsratsmitglieder, entweder jedes für sich oder aber die Mitglieder in 
ihrer Gesamtheit. 

A Bedeutung der gesetzlichen Zuweisung 
an "den Aufsichtsrat" 

I. Das Organ als Pflichtenträger 

Einen Anhaltspunkt zur Bestimmung der Pflichtenträgerschaft bietet das 
Aktiengesetz selbst. Dort heißt es in § 111 Abs. 1, "der Aufsichtsrat" habe 
die Geschäftsführung zu überwachen. Ähnliche Formulierungen finden sich 
in §§ 170 und 171 Abs. 1 AktG. Ausgehend vom Wortlaut des Gesetzes 
scheint die Überwachungsaufgabe also dem Aufsichtsrat als Organ zugewie-
sen zu sein.! 

Andererseits könnte "der Aufsichtsrat" hier ebenso synonym für "die Auf-
sichtsratsmitglieder" stehen. Ein Blick auf § 120 Abs. 1 AktG zeigt jedoch, 
daß es sich bei der Formulierung des § 111 Abs. 1 AktG keinesfalls um eine 
bloße Ungenauigkeit des Gesetzgebers handelt. Gemäß § 120 Abs. 1 AktG 
beschließt die Hauptversammlung über eine Entlastung "der Mitglieder des 
Aufsichtsrats"; das Aktiengesetz differenziert folglich sehr genau zwischen 
dem Organ und den Organmitgliedern.2 Dementsprechend geht die Recht-

! Ebenso Hommelhojf, ZHR 143 (1979), 288 (292); Bauer, Organklagen, S. 52. 

2 So Bauer, Organklagen, S. 52, der weiterhin auf die §§ 90 Abs. 3 Satz 2, 111 Abs. 4, 110 
Abs. 1 und 245 Nr. 5 AktG als Beleg für die PIanmäßigkeit der Formulierungen des Gesetz-
gebers hinweist; vgl. auch Hommelhojf, ZHR 143 (1979), 288 (292); Bork, ZGR 1989, 1 (16). 


